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HAMBURGISCHES
GESETZ- UND

VERORDNUNGSBLATT
TEIL I

HmbGVBl. Nr. 37 DIENSTAG, DEN 9. OKTOBER 2007

Tag I n h a l t Seite

Einziger Paragraph

Die Bauvorlagenverordnung vom 31. Januar 2006
(HmbGVBl. S. 71) wird wie folgt geändert:

1. § 6 Satz 2 wird gestrichen.
2. § 12 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
2.1 Hinter Nummer 2 wird folgende neue Nummer 3 einge-

fügt:
„3. Angaben über gesundheitsgefährdende Verunreini-

gungen,“.
2.2 Die bisherigen Nummern 3 bis 5 werden Nummern 4 bis 6.
3. § 18 Absatz 4 erhält folgende Fassung:

„(4) Der Bauaufsichtsbehörde ist nach einer Asbestsanie-
rung in Gebäuden der Bericht eines akkreditierten Mess-
instituts über die Erfolgskontrollmessung nach der Sanie-

rung beziehungsweise nach der Durchführung von vorläu-
figen Maßnahmen innerhalb von Gebäuden vorzulegen.
Dies gilt nicht bei Beachtung der allgemein anerkannten
Regeln der Technik für Sanierungsarbeiten geringen
Umfangs. Vor Beginn der genehmigungsbedürftigen
Beseitigung baulicher Anlagen ist die Bescheinigung einer
oder eines Sachkundigen einzureichen, dass asbesthaltige
Bauteile vollständig entfernt wurden oder dass solche
nicht vorhanden sind. Akkreditierte Messinstitute und
Sachkundige dürfen nicht tätig werden, wenn sie, ihre
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter oder Angehörige der
Organisation oder des Unternehmens bereits, insbeson-
dere als Entwurfsverfasserin, Entwurfsverfasser, Nach-
weiserstellerin, Nachweisersteller, Bauleiterin, Bauleiter,
Unternehmerin oder Unternehmer, mit dem Gegenstand
der Prüfung oder der Bescheinigung befasst waren oder
wenn ein sonstiger Befangenheitsgrund vorliegt.“
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Angaben unter dem Vorschriftentitel beziehen sich auf die Gliederungsnummern in der Sammlung der Gesetze und Verordnungen der Freien und Hansestadt Hamburg.

Verordnung
zur Änderung der Bauvorlagenverordnung

Vom 25. September 2007

Auf Grund von § 81 Absätze 6 und 9 der Hamburgischen
Bauordnung vom 14. Dezember 2005 (HmbGVBl. S. 525, 563),
geändert am 11. April 2006 (HmbGVBl. S. 157), wird verord-
net:

Gegeben in der Versammlung des Senats,

Hamburg, den 25. September 2007.
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§ 1 

Anwendungsbereich

Diese Verordnung gilt für

1. Feuerstätten, Wärmepumpen und Blockheizkraftwerke in
Gebäuden, soweit diese der Beheizung von Räumen oder
der Warmwasserversorgung dienen,

2. Feuerstätten, die Gashaushaltskochgeräte sind,

3. die Aufstellung und Räume von Feuerstätten, Wärmepum-
pen, Blockheizkraftwerken nach Nummer 1 sowie von orts-
festen Verbrennungsmotoren,

4. Abgasanlagen und Brennstoffversorgungseinrichtungen
von Feuerstätten aller Art und für ortsfeste Verbrennungs-
motoren.

Die Verordnung gilt nicht für Brennstoffzellen und ihre
Anlagen zur Abführung der Prozessgase.

§ 2

Begriffe

(1) Als Nennleistung gilt

1. die auf dem Typenschild der Feuerstätte angegebene
höchste Leistung, bei Blockheizkraftwerken die Gesamt-
leistung,

2. die in den Grenzen des auf dem Typenschild angegebenen
Leistungsbereiches fest eingestellte und auf einem Zusatz-
schild angegebene höchste nutzbare Leistung der Feuer-
stätte oder

3. bei Feuerstätten ohne Typenschild die aus dem Brennstoff-
durchsatz mit einem Wirkungsgrad von 80 vom Hundert
ermittelte Leistung.

(2) Raumluftunabhängig sind Feuerstätten, denen die Ver-
brennungsluft über Leitungen oder Schächte nur direkt vom
Freien zugeführt wird und bei denen kein Abgas in Gefahr
drohender Menge in den Aufstellraum austreten kann. Andere
Feuerstätten sind raumluftabhängig.

§ 3

Verbrennungsluftversorgung von Feuerstätten

(1) Für raumluftabhängige Feuerstätten mit einer Nenn-
leistung von insgesamt nicht mehr als 35 kW reicht die Ver-
brennungsluftversorgung aus, wenn jeder Aufstellraum 

1. mindestens eine Tür ins Freie oder ein Fenster, das geöffnet
werden kann (Räume mit Verbindung zum Freien), und
einen Rauminhalt von mindestens 4 m³ je 1 kW Nenn-
leistung dieser Feuerstätten hat,

2. mit anderen Räumen mit Verbindung zum Freien nach
Maßgabe des Absatzes 2 verbunden ist (Verbrennungsluft-
verbund) oder

3. eine ins Freie führende Öffnung mit einem lichten Quer-
schnitt von mindestens 150 cm² oder zwei Öffnungen von je

75 cm² oder Leitungen ins Freie mit strömungstechnisch
äquivalenten Querschnitten hat.

(2) Der Verbrennungsluftverbund im Sinne des Absatzes 1
Nummer 2 zwischen dem Aufstellraum und Räumen mit Ver-
bindung zum Freien muss durch Verbrennungsluftöffnungen
von mindestens 150 cm² zwischen den Räumen hergestellt
sein. Der Gesamtrauminhalt der Räume, die zum Verbren-
nungsluftverbund gehören, muss mindestens 4 m³ je 1 kW
Nennleistung der Feuerstätten, die gleichzeitig betrieben wer-
den können, betragen. Räume ohne Verbindung zum Freien
sind auf den Gesamtrauminhalt nicht anzurechnen.

(3) Für raumluftabhängige Feuerstätten mit einer Nenn-
leistung von insgesamt mehr als 35 kW und nicht mehr als
50 kW reicht die Verbrennungsluftversorgung aus, wenn jeder
Aufstellraum die Anforderungen nach Absatz 1 Nummer 3
erfüllt.

(4) Für raumluftabhängige Feuerstätten mit einer Nenn-
leistung von insgesamt mehr als 50 kW reicht die Verbren-
nungsluftversorgung aus, wenn jeder Aufstellraum eine ins
Freie führende Öffnung oder Leitung hat. Der Querschnitt der
Öffnung muss mindestens 150 cm² und für jedes über 50 kW
hinausgehende Kilowatt 2 cm² mehr betragen. Leitungen müs-
sen strömungstechnisch äquivalent bemessen sein. Der erfor-
derliche Querschnitt darf auf höchstens zwei Öffnungen oder
Leitungen aufgeteilt sein.

(5) Verbrennungsluftöffnungen und -leitungen dürfen
nicht verschlossen oder zugestellt werden, sofern nicht durch
besondere Sicherheitseinrichtungen gewährleistet ist, dass die
Feuerstätten nur bei geöffnetem Verschluss betrieben werden
können. Der erforderliche Querschnitt darf durch den Ver-
schluss oder durch Gitter nicht verengt werden.

(6) Abweichend von den Absätzen 1 bis 4 kann für raum-
luftabhängige Feuerstätten eine ausreichende Verbrennungs-
luftversorgung auf andere Weise nachgewiesen werden.

(7) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Gas-Haushalts-
Kochgeräte. Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für offene
Kamine.

§ 4

Aufstellung von Feuerstätten, Gasleitungsanlagen

(1) Feuerstätten dürfen nicht aufgestellt werden

1. in notwendigen Treppenräumen, in Räumen zwischen not-
wendigen Treppenräumen und Ausgängen ins Freie und in
notwendigen Fluren, 

2. in Garagen, ausgenommen raumluftunabhängige Feuerstät-
ten, deren Oberflächentemperatur bei Nennleistung nicht
mehr als 300 Grad Celsius beträgt.

(2) Die Betriebssicherheit von raumluftabhängigen Feuer-
stätten darf durch den Betrieb von Raumluft absaugen-
den Anlagen wie Lüftungs- oder Warmluftheizungsanlagen,

Feuerungsverordnung
(FeuVO)

Vom 25. September 2007

Auf Grund von § 81 Absatz 1 Nummern 1 und 5 der
Hamburgischen Bauordnung (HBauO) vom 14. Dezember
2005 (HmbGVBl. S. 525, 563), geändert am 11. April 2006
(HmbGVBl. S. 157), wird verordnet:
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Dunstabzugshauben, Abluft-Wäschetrockner nicht beein-
trächtigt werden. Dies gilt als erfüllt, wenn

1. ein gleichzeitiger Betrieb der Feuerstätten und der Luft
absaugenden Anlagen durch Sicherheitseinrichtungen ver-
hindert wird,

2. die Abgasabführung durch besondere Sicherheitseinrich-
tungen überwacht wird,

3. die Abgase der Feuerstätten über die Luft absaugenden
Anlagen abgeführt werden oder

4. anlagentechnisch sichergestellt ist, dass während des
Betriebes der Feuerstätten kein gefährlicher Unterdruck
entstehen kann.

(3) Feuerstätten für gasförmige Brennstoffe ohne Flam-
menüberwachung dürfen nur in Räumen aufgestellt werden,
wenn durch mechanische Lüftungsanlagen während des
Betriebes der Feuerstätten stündlich mindestens ein fünf-
facher Luftwechsel sichergestellt ist. Für Gas-Haushalts-
Kochgeräte genügt ein Außenluftvolumenstrom von 100 m3/ h.

(4) Feuerstätten für gasförmige Brennstoffe mit Strömungs-
sicherung dürfen unbeschadet des § 3 in Räumen aufgestellt
werden, 

1. mit einem Rauminhalt von mindestens 1 m3 je kW Nenn-
leistung dieser Feuerstätten, soweit sie gleichzeitig betrie-
ben werden können,

2. in denen durch unten und oben angeordnete Öffnungen mit
einem Mindestquerschnitt von jeweils 75 cm² ins Freie eine
Durchlüftung sichergestellt ist oder

3. in denen durch andere Maßnahmen, wie beispielsweise
unten und oben in derselben Wand angeordnete Öffnungen
mit einem Mindestquerschnitt von jeweils 150 cm² zu
unmittelbaren Nachbarräumen, ein zusammenhängender
Rauminhalt der Größe nach Nummer 1 eingehalten wird. 

(5) Gasleitungsanlagen in Räumen müssen so beschaffen,
angeordnet oder mit Vorrichtungen ausgerüstet sein, dass bei
einer äußeren thermischen Beanspruchung von bis zu 650
Grad Celsius über einen Zeitraum von 30 Minuten keine
gefährlichen Gas-Luft-Gemische entstehen können. Alle Gas-
entnahmestellen müssen mit einer Vorrichtung ausgerüstet
sein, die im Brandfall die Brennstoffzufuhr selbsttätig
absperrt. Satz 2 gilt nicht, wenn Gasleitungsanlagen durch
Ausrüstung mit anderen selbsttätigen Vorrichtungen die
Anforderungen nach Satz 1 erfüllen.

(6) Feuerstätten für Flüssiggas (Propan, Butan und deren
Gemische) dürfen in Räumen, deren Fußboden an jeder Stelle
mehr als 1 m unter der Geländeoberfläche liegt, nur aufgestellt
werden, wenn

1. die Feuerstätten eine Flammenüberwachung haben und

2. sichergestellt ist, dass auch bei abgeschalteter Feuerungs-
einrichtung Flüssiggas aus den im Aufstellraum befind-
lichen Brennstoffleitungen in Gefahr drohender Menge
nicht austreten kann oder über eine mechanische Lüftungs-
anlage sicher abgeführt wird.

(7) Feuerstätten müssen von Bauteilen aus brennbaren Bau-
stoffen so weit entfernt oder so abgeschirmt sein, dass an die-
sen bei Nennleistung der Feuerstätten keine höheren Tempera-
turen als 85 Grad Celsius auftreten können. Dies gilt als erfüllt,
wenn mindestens die vom Hersteller angegebenen Abstands-
maße eingehalten werden oder, wenn diese Angaben fehlen,
ein Mindestabstand von 40 cm eingehalten wird.

(8) Vor den Feuerungsöffnungen von Feuerstätten für feste
Brennstoffe sind Fußböden aus brennbaren Baustoffen durch

einen Belag aus nicht brennbaren Baustoffen zu schützen. Der
Belag muss sich nach vorn auf mindestens 50 cm und seitlich
auf mindestens 30 cm über die Feuerungsöffnung hinaus
erstrecken.

(9) Bauteile aus brennbaren Baustoffen müssen von den
Feuerraumöffnungen offener Kamine nach oben und zu den
Seiten einen Abstand von mindestens 80 cm haben. Bei Anord-
nung eines beiderseits belüfteten Strahlungsschutzes genügt
ein Abstand von 40 cm.

§ 5

Aufstellräume für Feuerstätten

(1) In einem Raum dürfen Feuerstätten mit einer Nenn-
leistung von insgesamt mehr als 100 kW, die gleichzeitig
betrieben werden sollen, nur aufgestellt werden, wenn dieser
Raum

1. nicht anderweitig genutzt wird, ausgenommen zur Auf-
stellung von Wärmepumpen, Blockheizkraftwerken und
ortsfesten Verbrennungsmotoren sowie für zugehörige
Installationen und zur Lagerung von Brennstoffen,

2. gegenüber anderen Räumen keine Öffnungen, ausgenom-
men Öffnungen für Türen, hat,

3. dicht- und selbstschließende Türen hat und

4. gelüftet werden kann.

In einem Raum nach Satz 1 dürfen Feuerstätten für feste
Brennstoffe jedoch nur aufgestellt werden, wenn deren Nenn-
leistung insgesamt nicht mehr als 50 kW beträgt.

(2) Brenner und Brennstofffördereinrichtungen der Feuer-
stätten für flüssige und gasförmige Brennstoffe mit einer
Gesamtnennleistung von mehr als 100 kW müssen durch einen
außerhalb des Aufstellraumes angeordneten Schalter (Not-
schalter) jederzeit abgeschaltet werden können. Neben
dem Notschalter muss ein Schild mit der Aufschrift „NOT-
SCHALTER-FEUERUNG“ vorhanden sein.

(3) Wird in dem Aufstellraum nach Absatz 1 Heizöl gelagert
oder ist der Raum für die Heizöllagerung nur von diesem Auf-
stellraum zugänglich, muss die Heizölzufuhr von der Stelle des
Notschalters nach Absatz 2 aus durch eine entsprechend
gekennzeichnete Absperreinrichtung unterbrochen werden
können.

(4) Abweichend von Absatz 1 dürfen die Feuerstätten auch
in anderen Räumen aufgestellt werden, wenn die Nutzung die-
ser Räume dies erfordert und die Feuerstätten sicher betrieben
werden können.

§ 6

Heizräume

(1) Feuerstätten für feste Brennstoffe mit einer Nenn-
leistung von insgesamt mehr als 50 kW, die gleichzeitig betrie-
ben werden sollen, dürfen nur in besonderen Räumen (Heiz-
räumen) aufgestellt werden. § 5 Absätze 3 und 4 gilt entspre-
chend. Die Heizräume dürfen

1. nicht anderweitig genutzt werden, ausgenommen zur Auf-
stellung von Feuerstätten für flüssige und gasförmige
Brennstoffe, Wärmepumpen, Blockheizkraftwerken, orts-
festen Verbrennungsmotoren und für zugehörige Installa-
tionen sowie zur Lagerung von Brennstoffen und

2. mit Aufenthaltsräumen, ausgenommen solche für das
Betriebspersonal, sowie mit notwendigen Treppenräumen
nicht in unmittelbarer Verbindung stehen.

Wenn in Heizräumen Feuerstätten für flüssige und gasförmige
Brennstoffe aufgestellt werden, gilt § 5 Absatz 2 entsprechend.
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(2) Heizräume müssen
1. mindestens einen Rauminhalt von 8 m3 und eine lichte

Höhe von 2 m,
2. einen Ausgang, der ins Freie oder einen Flur führt, der die

Anforderungen an notwendige Flure erfüllt, und
3. Türen, die in Fluchtrichtung aufschlagen,
haben.

(3) Wände, ausgenommen nichttragende Außenwände, und
Stützen von Heizräumen sowie Decken über und unter ihnen
müssen feuerbeständig sein. Öffnungen in Decken und Wän-
den müssen, soweit sie nicht unmittelbar ins Freie führen,
mindestens Feuer hemmende und selbstschließende Ab-
schlüsse haben. Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für Trennwände
zwischen Heizräumen und den zum Betrieb der Feuerstätten
gehörenden Räumen, wenn diese Räume die Anforderungen
der Sätze 1 und 2 erfüllen.

(4) Heizräume müssen zur Raumlüftung jeweils eine obere
und eine untere Öffnung ins Freie mit einem Querschnitt von
mindestens je 150 cm² oder Leitungen ins Freie mit strö-
mungstechnisch äquivalenten Querschnitten haben. § 3 Ab-
satz 5 gilt sinngemäß. Der Querschnitt einer Öffnung oder
Leitung darf auf die Verbrennungsluftversorgung nach § 3
Absatz 4 angerechnet werden.

(5) Lüftungsleitungen für Heizräume müssen eine Feuer-
widerstandsdauer von mindestens 90 Minuten haben, soweit
sie durch andere Räume führen, ausgenommen angrenzende,
zum Betrieb der Feuerstätten gehörende Räume, die die Anfor-
derungen nach Absatz 3 Sätze 1 und 2 erfüllen. Die Lüftungs-
leitungen dürfen mit anderen Lüftungsanlagen nicht verbun-
den sein und nicht der Lüftung anderer Räume dienen.

(6) Lüftungsleitungen, die der Lüftung anderer Räume die-
nen, müssen, soweit sie durch Heizräume führen, eine Feuer-
widerstandsdauer von mindestens 90 Minuten oder selbst-
tätige Absperrvorrichtungen mit einer Feuerwiderstandsdauer
von mindestens 90 Minuten haben und ohne Öffnungen sein.

§ 7
Abgasanlagen

(1) Abgasanlagen müssen nach lichtem Querschnitt und
Höhe, soweit erforderlich auch nach Wärmedurchlasswider-
stand und Beschaffenheit der inneren Oberfläche, so bemessen
sein, dass die Abgase bei allen bestimmungsgemäßen Betriebs-
zuständen ins Freie abgeführt werden und gegenüber Räumen
kein gefährlicher Überdruck auftreten kann.

(2) Die Abgase von Feuerstätten für feste Brennstoffe müs-
sen in Schornsteine, die Abgase von Feuerstätten für flüssige
oder gasförmige Brennstoffe dürfen auch in Abgasleitungen
eingeleitet werden. § 40 Absatz 4 HBauO bleibt unberührt

(3) Abweichend von Absatz 2 Satz 1 sind Feuerstätten für
gasförmige Brennstoffe ohne Abgasanlage zulässig, wenn
durch einen sicheren Luftwechsel im Aufstellraum gewähr-
leistet ist, dass Gefahren oder unzumutbare Belästigungen
nicht entstehen. Dies gilt insbesondere als erfüllt, wenn
1. durch maschinelle Lüftungsanlagen während des Betriebs

der Feuerstätten ein Luftvolumenstrom von mindestens
30 m³/h je kW Nennleistung aus dem Aufstellraum ins Freie
abgeführt wird oder

2. besondere Sicherheitseinrichtungen verhindern, dass die
Kohlenmonoxid-Konzentration in den Aufstellräumen
einen Wert von 30 Teile je Million (ppm) überschreitet,

3. bei Gas-Haushalts-Kochgeräten, soweit sie gleichzeitig
betrieben werden können, mit einer Nennleistung von

nicht mehr als 11 kW der Aufstellraum einen Rauminhalt
von mehr als  15 m3 aufweist und mindestens eine Tür ins
Freie oder ein Fenster hat, das geöffnet werden kann.
(4) Mehrere Feuerstätten dürfen an einen gemeinsamen

Schornstein, an eine gemeinsame Abgasleitung oder an ein
gemeinsames Verbindungsstück nur angeschlossen werden,
wenn
1. durch die Bemessung nach Absatz 1 und die Beschaffenheit

der Abgasanlage die Ableitung der Abgase für jeden
Betriebszustand sichergestellt ist, 

2. eine Übertragung von Abgasen zwischen den Aufstellräu-
men und ein Austritt von Abgasen über nicht in Betrieb
befindliche Feuerstätten ausgeschlossen sind,

3. die gemeinsame Abgasleitung aus nicht brennbaren Bau-
stoffen besteht oder eine Brandübertragung zwischen den
Geschossen durch selbsttätige Absperrvorrichtungen oder
andere Maßnahmen verhindert wird und

4. die Anforderungen des § 4 Absatz 2 für alle angeschlossenen
Feuerstätten gemeinsam erfüllt sind.

(5) In Gebäuden muss jede Abgasleitung, die Geschosse
überbrückt, in einem eigenen Schacht angeordnet sein. Dies
gilt nicht 
1. für Abgasleitungen in Gebäuden der Gebäudeklassen 1 und

2, die durch nicht mehr als eine Nutzungseinheit führen,
2. für einfach belegte Abgasleitungen im Aufstellraum der

Feuerstätte und
3. für Abgasleitungen, die eine Feuerwiderstandsdauer von

mindestens 90 Minuten, in Gebäuden der Gebäudeklassen
1 und 2 eine Feuerwiderstandsdauer von mindestens
30 Minuten haben. 

Schächte für Abgasleitungen dürfen nicht anderweitig genutzt
werden. Die Anordnung mehrerer Abgasleitungen in einem
gemeinsamen Schacht ist zulässig, wenn
1. die Abgasleitungen aus nicht brennbaren Baustoffen beste-

hen,
2. die zugehörigen Feuerstätten in demselben Geschoss auf-

gestellt sind oder
3. eine Brandübertragung zwischen den Geschossen durch

selbsttätige Absperrvorrichtungen oder andere Maßnah-
men verhindert wird.

Die Schächte müssen eine Feuerwiderstandsdauer von
mindestens 90 Minuten, in Gebäuden der Gebäudeklassen
1 und 2 von mindestens 30 Minuten haben.

(6) Abgasleitungen aus normal entflammbaren Baustoffen
innerhalb von Gebäuden müssen, soweit sie nicht gemäß
Absatz 5 in Schächten zu verlegen sind, zum Schutz gegen
mechanische Beanspruchung von außen in Schutzrohren aus
nicht brennbaren Baustoffen angeordnet oder mit vergleichba-
ren Schutzvorkehrungen aus nicht brennbaren Baustoffen aus-
gestattet sein. Dies gilt nicht für Abgasleitungen im Aufstell-
raum der Feuerstätten. § 8 Absätze 1 bis 4 bleibt unberührt.

(7) Schornsteine müssen
1. gegen Rußbrände beständig sein,
2. in Gebäuden, in denen sie Geschosse überbrücken, eine

Feuerwiderstandsdauer von mindestens 90 Minuten haben
oder in durchgehenden Schächten mit einer Feuerwider-
standsdauer von 90 Minuten angeordnet sein,

3. unmittelbar auf dem Baugrund gegründet oder auf einem
feuerbeständigen Unterbau errichtet sein; es genügt ein
Unterbau aus nicht brennbaren Baustoffen für Schornsteine
in Gebäuden der Gebäudeklassen 1 bis 3, für Schornsteine,
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die oberhalb der obersten Geschossdecke beginnen, sowie
für Schornsteine an Gebäuden,

4. durchgehend, insbesondere nicht durch Decken unterbro-
chen sein und

5. für die Reinigung Öffnungen mit Schornsteinreinigungs-
verschlüssen haben.

(8) Schornsteine, Abgasleitungen und Verbindungsstücke,
die unter Überdruck betrieben werden, müssen innerhalb von
Gebäuden

1. in vom Freien dauernd gelüfteten Räumen liegen,

2. in Räumen liegen, die § 3 Absatz 1 Nummer 3 entsprechen,

3. soweit sie in Schächten liegen, über die gesamte Länge und
den ganzen Umfang hinterlüftet sein oder

4. der Bauart nach so beschaffen sein, dass Abgase in Gefahr
drohender Menge nicht austreten können.

(9) Verbindungsstücke dürfen nicht in Decken, Wänden
oder unzugänglichen Hohlräumen angeordnet sowie nicht in
andere Geschosse oder Nutzungseinheiten geführt werden.

(10) Luft-Abgas-Systeme sind zur Abgasabführung nur
zulässig, wenn sie getrennte, durchgehende Luft- und Abgas-
führungen haben. An diese Systeme dürfen nur raumluft-
unabhängige Feuerstätten angeschlossen werden, deren Bauart
sicherstellt, dass sie für diese Betriebsweise geeignet sind. Im
Übrigen gelten für Luft-Abgas-Systeme die Absätze 4 bis 9
sinngemäß.

§ 8

Abstände von Abgasanlagen zu brennbaren Bauteilen 

(1) Abgasanlagen müssen zu Bauteilen aus brennbaren Bau-
stoffen so weit entfernt oder so abgeschirmt sein, dass an den
genannten Bauteilen

1. bei Nennleistung keine höheren Temperaturen als 85 Grad
Celsius und 

2. bei Rußbränden in Schornsteinen keine höheren Tempera-
turen als 100 Grad Celsius 

auftreten können. 

(2) Zwischenräume in Decken- und Dachdurchführungen
von Abgasanlagen müssen mit nicht brennbaren Baustoffen
geringer Wärmeleitfähigkeit verschlossen werden, sofern die
Anforderungen von Absatz 1 erfüllt werden. 

(3) Die Anforderungen von Absatz 1 gelten insbesondere
als erfüllt, wenn

1. die aufgrund von harmonisierten technischen Spezifikatio-
nen angegebenen Abstände eingehalten sind,

2. bei Abgasanlagen für Abgastemperaturen bei Nennleistung
bis zu 400 Grad Celsius, deren Wärmedurchlasswiderstand
mindestens 0,12 m² K/W und deren Feuerwiderstandsdauer
mindestens 90 Minuten beträgt, ein Mindestabstand von
5 cm eingehalten ist oder 

3. bei Abgasanlagen für Abgastemperaturen bei Nennleistung
bis zu 400 Grad Celsius ein Mindestabstand von 40 cm ein-
gehalten ist.

Im Falle von Satz 1 Nummer 2 ist

1. zu Holzbalken und Bauteilen entsprechender Abmessun-
gen ein Abstand von 2 cm ausreichend,

2. zu Bauteilen mit geringer Fläche wie Fußleisten und Dach-
latten, soweit die Ableitung der Wärme aus den Bauteilen
nicht durch Wärmedämmung behindert wird, kein Ab-
stand erforderlich.

Abweichend von Satz 1 Nummer 3 genügt bei Abgasleitungen
für Abgastemperaturen bis zu 300 Grad Celsius bei Nenn-
leistung außerhalb von Schächten

1. ein Mindestabstand von 20 cm oder

2. wenn die Abgasleitungen mindestens 2 cm dick mit nicht
brennbaren Baustoffen mit geringer Wärmeleitfähigkeit
ummantelt sind oder die Abgastemperatur der Feuerstätte
bei Nennleistung nicht mehr als 160 Grad Celsius betragen
kann, ein Mindestabstand von 5 cm.

Abweichend von Satz 1 Nummer 3 genügt für Verbindungs-
stücke zu Schornsteinen ein Mindestabstand von 10 cm, wenn
die Verbindungsstücke mindestens 2 cm dick mit nicht brenn-
baren Baustoffen geringer Wärmeleitfähigkeit ummantelt
sind.

(4) Bei Abgasleitungen und Verbindungsstücken zu
Schornsteinen für Abgastemperaturen bei Nennleistung bis zu
400 Grad Celsius, die durch Bauteile aus brennbaren Baustof-
fen führen, gelten die Anforderungen von Absatz 1 insbeson-
dere als erfüllt, wenn diese Abgasleitungen und Verbindungs-
stücke

1. in einem Mindestabstand von 20 cm mit einem Schutzrohr
aus nicht brennbaren Baustoffen versehen oder

2. in einer Dicke von mindestens 20 cm mit nicht brennbaren
Baustoffen mit geringer Wärmeleitfähigkeit ummantelt
werden.

Abweichend von Satz 1 genügt bei Feuerstätten für flüssige
und gasförmige Brennstoffe ein Maß von 5 cm, wenn die
Abgastemperatur bei Nennleistung nicht mehr als 160 Grad
Celsius betragen kann. 

§ 9

Abführung von Abgasen

(1) Die Mündungen von Abgasanlagen müssen

1. den First um mindestens 40 cm überragen oder von der
Dachfläche mindestens 1 m entfernt sein; ein Abstand von
der Dachfläche von 40 cm genügt, wenn nur raumluftun-
abhängige Feuerstätten für flüssige oder gasförmige Brenn-
stoffe angeschlossen sind, die Summe der Nennleistungen
der angeschlossenen Feuerstätten nicht mehr als 50 kW
beträgt und das Abgas durch Ventilatoren abgeführt wird,

2. Dachaufbauten, Gebäudeteile, Öffnungen zu Räumen und
ungeschützte Bauteile aus brennbaren Baustoffen, ausge-
nommen Bedachungen, um mindestens 1 m überragen,
soweit deren Abstand zu den Abgasanlagen weniger als
1,5 m beträgt,

3. bei Feuerstätten für feste Brennstoffe in Gebäuden, deren
Bedachung überwiegend nicht den Anforderungen des § 30
Absatz 1 HBauO entspricht, am First des Daches austreten
und diesen um mindestens 80 cm überragen.

(2) Die Abgase von raumluftunabhängigen Feuerstätten für
gasförmige Brennstoffe dürfen durch die Außenwand ins Freie
geleitet werden, wenn

1. eine Ableitung der Abgase über Dach nicht oder nur mit
unverhältnismäßig hohem Aufwand möglich ist,

2. die Nennleistung der Feuerstätte 11 kW zur Beheizung und
28 kW zur Warmwasseraufbereitung nicht überschreitet
und

3. Gefahren oder unzumutbare Belästigungen nicht entstehen.

(3) Abweichend von Absatz 1 Nummern 1 und 2 können
weitergehende Anforderungen gestellt werden, wenn Gefahren
oder unzumutbare Belästigungen zu befürchten sind. 
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§ 10
Wärmpumpen, Blockheizkraftwerke und

ortsfeste Verbrennungsmotoren

(1) Für die Aufstellung von
1. Sorptionswärmepumpen mit feuerbeheizten Austreibern,
2. Blockheizkraftwerken in Gebäuden und
3. ortsfesten Verbrennungsmotoren
gelten § 3 Absätze 1 bis 6 sowie § 4 Absätze 1 bis 7 entspre-
chend.

(2) Es dürfen
1. Sorptionswärmepumpen mit einer Nennleistung der Feue-

rung von mehr als 50 kW,
2. Wärmepumpen, die die Abgaswärme von Feuerstätten mit

einer Nennleistung von insgesamt mehr als 50 kW nutzen,
3. Kompressionswärmepumpen mit elektrisch angetriebenen

Verdichtern mit Antriebsleistungen von mehr als 50 kW,
4. Kompressionswärmepumpen mit Verbrennungsmotoren,
5. Blockheizkraftwerke mit mehr als 35 kW Nennleistung in

Gebäuden und
6. ortsfeste Verbrennungsmotoren
nur in Räumen aufgestellt werden, die die Anforderungen
nach § 5 erfüllen.

(3) Die Verbrennungsgase von Blockheizkraftwerken und
ortsfesten Verbrennungsmotoren in Gebäuden sind durch
eigene, dichte Leitungen über Dach abzuleiten. Mehrere Ver-
brennungsmotoren dürfen an eine gemeinsame Leitung nach
Maßgabe des § 7 Absatz 4 angeschlossen werden. Die Leitun-
gen müssen außerhalb der Aufstellräume der Verbrennungs-
motoren nach Maßgabe des § 7 Absätze 5 und 8 sowie § 8
beschaffen oder angeordnet sein.

(4) Die Einleitung der Verbrennungsgase von Blockheiz-
kraftwerken oder ortsfesten Verbrennungsmotoren in Abgas-
anlagen für Feuerstätten ist zulässig, wenn die einwandfreie
Abführung der Verbrennungsgase und, soweit Feuerstätten
angeschlossen sind, auch die einwandfreie Abführung der
Abgase nachgewiesen ist. § 7 Absatz 1 gilt entsprechend.

(5) Für die Abführung der Abgase von Sorptionswärme-
pumpen mit feuerbeheizten Austreibern und Abgaswärme-
pumpen gelten die §§ 7 bis 9 entsprechend.

§ 11
Brennstofflagerung in Brennstofflagerräumen

(1) Je Gebäude oder Brandabschnitt darf die Lagerung von
1. Holzpellets von mehr als 10.000 l,
2. sonstigen festen Brennstoffen in einer Menge von mehr als

15.000 kg,
3. Heizöl und Dieselkraftstoff in Behältern mit mehr als insge-

samt 5.000 l oder
4. Flüssiggas in Behältern mit einem Füllgewicht von mehr

als insgesamt 16 kg
nur in besonderen Räumen (Brennstofflagerräume) erfolgen,
die nicht zu anderen Zwecken genutzt werden dürfen. Das Fas-
sungsvermögen der Behälter darf insgesamt 100.000 l Heizöl
oder Dieselkraftstoff oder 6.500 l Flüssiggas je Brennstofflager-
raum und 30.000 l Flüssiggas je Gebäude oder Brandabschnitt
nicht überschreiten.

(2) Wände und Stützen von Brennstofflagerräumen sowie
Decken über oder unter ihnen müssen feuerbeständig sein.
Öffnungen in Decken und Wänden müssen, soweit sie nicht

unmittelbar ins Freie führen, mindestens Feuer hemmende
und selbstschließende Abschlüsse haben. Durch Decken und
Wände von Brennstofflagerräumen dürfen keine Leitungen
geführt werden, ausgenommen Leitungen, die zum Betrieb
dieser Räume erforderlich sind, sowie Heizrohrleitungen, Was-
serleitungen und Abwasserleitungen. Die Sätze 1 und 2 gelten
nicht für Trennwände zwischen Brennstofflagerräumen und
Heizräumen.

(3) Brennstofflagerräume für flüssige Brennstoffe müssen

1. gelüftet und von der Feuerwehr vom Freien aus beschäumt
werden können und

2. an den Zugängen mit der Aufschrift „HEIZÖLLAGE-
RUNG“ oder „DIESELKRAFTSTOFFLAGERUNG“ ge-
kennzeichnet sein.

(4) Brennstofflagerräume für Flüssiggas

1. müssen über eine ständig wirksame Lüftung verfügen,

2. dürfen keine Öffnungen zu anderen Räumen, ausgenom-
men Öffnungen für Türen, und keine offenen Schächte und
Kanäle haben,

3. dürfen mit ihren Fußböden nicht allseitig unterhalb der
Geländeoberfläche liegen,

4. dürfen in ihren Fußböden keine Öffnungen haben,

5. müssen an ihren Zugängen mit der Aufschrift „FLÜSSIG-
GASANLAGE“ gekennzeichnet sein und

6. dürfen nur mit elektrischen Anlagen ausgestattet sein, die
den Anforderungen der Vorschriften aufgrund des § 14 des
Geräte- und Produktsicherheitsgesetzes vom 6. Januar 2004
(BGBl. I S. 2, 219), zuletzt geändert am 7. Juli 2005 (BGBl. I
S. 1970, 2012), in der jeweils geltenden Fassung für elektri-
sche Anlagen in explosionsgefährdeten Räumen entspre-
chen.

(5) Für Brennstofflagerräume für Holzpellets gilt Absatz 4
Nummer 6 entsprechend.

§ 12

Brennstofflagerung außerhalb von Brennstofflagerräumen

(1) Feste Brennstoffe sowie Behälter zur Lagerung von
brennbaren Gasen und Flüssigkeiten dürfen nicht in notwen-
digen Treppenräumen, in Räumen zwischen notwendigen
Treppenräumen und Ausgängen ins Freie und in notwendigen
Fluren gelagert oder aufgestellt werden.

(2) Heizöl oder Dieselkraftstoff dürfen gelagert werden

1. in Wohnungen bis zu 100 l,

2. in Räumen außerhalb von Wohnungen bis zu 1.000 l,

3. in Räumen außerhalb von Wohnungen bis zu 5.000 l je
Gebäude oder Brandabschnitt, wenn diese Räume gelüftet
werden können und gegenüber anderen Räumen keine Öff-
nungen, ausgenommen Öffnungen mit dicht schließenden
Türen, haben,

4. in Räumen in Gebäuden der Gebäudeklasse 1 mit nicht
mehr als einer Nutzungseinheit, die keine Aufenthalts-
räume sind und den Anforderungen nach Nummer 3 genü-
gen bis zu 5.000 l.

(3) Sind in den Räumen nach Absatz 2 Nummern 2 bis 4
Feuerstätten aufgestellt, müssen diese

1. außerhalb erforderlicher Auffangräume für auslaufenden
Brennstoff stehen und

2. einen Abstand von mindestens 1 m zu Behältern für Heizöl
oder Dieselkraftstoff haben. 
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Dieser Abstand kann bis auf die Hälfte verringert werden,
wenn ein beiderseits belüfteter Strahlungsschutz vorhanden
ist. Ein Abstand von 0,1 m genügt, wenn nachgewiesen ist, dass
die Oberflächentemperatur der Feuerstätte 40 Grad Celsius
nicht überschreitet.

(4) Flüssiggas darf in Wohnungen und in Räumen außer-
halb von Wohnungen gelagert werden, jeweils in einem Behäl-
ter mit einem Füllgewicht von nicht mehr als 16 kg, wenn die

Fußböden allseitig oberhalb der Geländeoberfläche liegen und
außer Abläufen mit Flüssigkeitsverschluss keine Öffnungen
haben. 

§ 13

Außerkrafttreten

Die Feuerungsverordnung vom 18. Februar 1997
(HmbGVBl. S. 20) wird aufgehoben.

Die Versammlungsstättenverordnung vom 5. August 2003
(HmbGVBl. S. 420) wird wie folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

1.1 Im Eintrag zu § 5 wird das Wort „Verkleidungen“ durch
das Wort „Bekleidungen“ ersetzt.

1.2 Die Überschrift zu Teil 2 Abschnitt 4 erhält folgende
Fassung: „Technische Anlagen und Einrichtungen,
besondere Räume“.

1.3 Im Eintrag zu § 17 werden vor dem Wort „Lüftungs-
anlagen“ die Wörter „Heizungsanlagen und“ eingefügt. 

2. § 1 wird wie folgt geändert:

2.1 Hinter Absatz 2 Satz 2 wird folgender Satz eingefügt:
„Von der Bemessungsformel kann eine Abweichung
zugelassen werden, wenn durch Begrenzung der Per-
sonenzahl ausreichende Rettungswegbreiten nach § 7
nachgewiesen werden.“

2.2 Hinter Absatz 3 wird folgender neuer Absatz 4 ein-
gefügt:

„(4) Soweit in dieser Verordnung nichts Abweichendes
geregelt ist, sind auf tragende und aussteifende sowie
auf Raum abschließende Bauteile die Anforderungen
der Hamburgischen Bauordnung vom 14. Dezember
2005 (HmbGVBl. S. 525, 563), geändert am 11. April
2006 (HmbGVBl. S. 157), in der jeweils geltenden
Fassung an diese Bauteile in Gebäuden der Gebäude-

klasse 5 anzuwenden. Die Erleichterungen des § 28
Absatz 3 Satz 2, § 29 Absatz 4 Satz 2 Nummern 1 und 2,
§ 34 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2, § 37 Absatz 1 Satz 3
Nummer 4, § 39 Absatz 1 Nummern 1 und 3 sowie des
§ 40 Absatz 5 Nummern 1 und 3 HBauO sind nicht
anzuwenden.“

2.3 Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5 und wie folgt
geändert:

Die Textstelle „anderer Vertragsstaaten des Abkom-
mens vom 2. Mai 1992 über den Europäischen Wirt-
schaftsraum“ wird ersetzt durch die Textstelle „eines
anderen Mitgliedstaats der Europäischen Union, der
Türkei oder eines Vertragsstaats des Abkommens über
den Europäischen Wirtschaftsraum“.

3. § 3 wird wie folgt geändert:

3.1 In Absatz 1 Satz 1 werden hinter dem Wort „Tragende“
die Wörter „und aussteifende“ eingefügt.

3.2 Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Trennwände sind erforderlich zum Abschluss von
Versammlungsräumen und Bühnen. Diese Trennwände
müssen feuerbeständig, in erdgeschossigen Versamm-
lungsstätten mindestens feuerhemmend sein. In der
Trennwand zwischen der Bühne und dem Versamm-
lungsraum ist eine Bühnenöffnung zulässig.“

Verordnung
zur Änderung der Versammlungsstättenverordnung

Vom 25. September 2007

Auf Grund von § 81 Absatz 1 Nummer 5, Absatz 6 Num-
mern 1 und 2, Absatz 8 Nummer 2 der Hamburgischen Bau-
ordnung vom 14. Dezember 2005 (HmbGVBl. S. 525, 563),
geändert am 11. April 2006 (HmbGVBl. S. 157) und § 23 des
Feuerwehrgesetzes vom 23. Juni 1986 (HmbGVBl. S. 137),
zuletzt geändert am 18. Juli 2001 (HmbGVBl. S. 251, 255), wird
verordnet: 

Gegeben in der Versammlung des Senats,

Hamburg, den 25. September 2007.



Dienstag, den 9. Oktober 2007344 HmbGVBl. Nr. 37

3.3 Absatz 4 erhält folgende Fassung:

„(4) Werkstätten, Magazine und Lagerräume sowie
Räume unter Tribünen und Podien müssen feuerbe-
ständige Trennwände und Decken haben.“

3.4 Absatz 6 erhält folgende Fassung:

„(6) Die Unterkonstruktion der Fußböden von Tribü-
nen und Podien, die veränderbare Einbauten in Ver-
sammlungsräumen sind, muss aus nichtbrennbaren
Baustoffen bestehen; dies gilt nicht für Podien mit ins-
gesamt nicht mehr als 20 m² Fläche.“

3.5 In Absatz 7 werden die Wörter „Tribünen und Podien“
durch die Wörter „Veränderbare Einbauten“ ersetzt. 

4. § 4 wird wie folgt geändert:

4.1 In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „feuerbeständig“
durch das Wort „feuerhemmend“ ersetzt und die Wör-
ter „für Tragwerke von Dächern erdgeschossiger Ver-
sammlungsstätten genügen feuerhemmende Bauteile“
werden gestrichen.

4.2 In Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:

„Dies gilt nicht für Bedachungen über Versammlungs-
räumen mit nicht mehr als 1.000 m² Grundfläche.“

4.3 In Absatz 3 wird folgender Satz angefügt:

„Bei Glasdächern darf die Verglasung im Brandfall über
einen Zeitraum von 30 Minuten nicht großflächig
herabfallen.“

5. § 5 wird wie folgt geändert:

5.1 In der Überschrift zu § 5 wird das Wort „Verkleidungen“
durch das Wort „Bekleidungen“ ersetzt.

5.2 In Absatz 2 Satz 1, Absatz 3 Sätze 1 und 2, Absatz 4,
Absatz 5 und Absatz 6 Sätze 1 und 2 wird jeweils das
Wort „Verkleidungen“ ersetzt durch das Wort „Beklei-
dungen“. In Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 Satz 2 wird
jeweils das Wort „Holzverkleidungen“ ersetzt durch das
Wort „Holzbekleidungen“.

5.3 In Absatz 4 wird hinter den Wörtern „In Foyers“ die
Textstelle „, durch die Rettungswege aus anderen Ver-
sammlungsräumen führen,“ eingefügt.

5.4 In Absatz 7 Satz 2 wird das Wort „und“ ersetzt durch die
Wörter „sowie in“ und hinter dem Wort „Foyers“ wird
die Textstelle „, durch die Rettungswege aus anderen
Versammlungsräumen führen,“ eingefügt.

6. In § 6 Absatz 3 werden hinter dem Wort „dürfen“ die
Wörter „über Gänge und Treppen sowie“ eingefügt und
die Wörter „wenn für jedes Geschoss“ durch das Wort
„soweit“ ersetzt.

7. § 7 wird wie folgt geändert:

7.1 Absatz 4 wird wie folgt geändert:

7.1.1 Satz 5 erhält folgende Fassung:

„Bei Rettungswegen von Versammlungsräumen mit
nicht mehr als 200 Besucherplätzen und bei Rettungs-
wegen im Bühnenhaus genügt eine lichte Breite von
0,90 m.“

7.1.2 Es wird folgender Satz angefügt:

„§ 52 Absatz 4 HBauO bleibt unberührt.“

7.2 Es wird folgender Absatz 6 angefügt:

„(6) Die Entfernungen werden in der Lauflinie gemes-
sen.“

8. § 8 wird wie folgt geändert:

8.1 Absatz 2 Satz 3 wird durch die folgenden Sätze ersetzt:

„Für notwendige Treppen von Tribünen und Podien als
veränderbare Einbauten genügen Bauteile aus nicht-
brennbaren Baustoffen und Stufen aus Holz. Die Sätze
1 bis 3 gelten nicht für notwendige Treppen von Aus-
stellungsständen.“

8.2 In Absatz 5 wird die Textstelle „Tritt- und Setzstufen“
durch das Wort „Trittstufen“ ersetzt.

9. In § 10 Absatz 5 Sätze 1 und 2 werden jeweils hinter den
Wörtern „im Freien“ die Wörter „und Sportstadien“
eingefügt.

10. In Abschnitt 4 erhält die Überschrift folgende Fassung
„Technische Anlagen und Einrichtungen, besondere
Räume“.

11. § 16 wird wie folgt geändert:

11.1 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

11.1.1 In Satz 1 wird die Textstelle „sowie Bühnen müssen
Rauchabzugsanlagen haben.“ ersetzt durch die Text-
stelle „ , Versammlungsräume in Kellergeschossen, Büh-
nen sowie notwendige Treppenräume müssen entraucht
werden können.“ 

11.1.2 Satz 2 wird gestrichen.

11.2 Absätze 2 und 3 erhalten folgende Fassung:

„(2) Für die Entrauchung von Versammlungsräumen
und sonstigen Aufenthaltsräumen mit nicht mehr als
1.000 m² Grundfläche genügen Rauchableitungs-
öffnungen mit einer freien Öffnungsfläche von insge-
samt 1 vom Hundert der Grundfläche, Fenster oder
Türen mit einer freien Öffnungsfläche von insgesamt
2 vom Hundert der Grundfläche oder maschinelle
Rauchabzugsanlagen mit einem Luftvolumenstrom
von 36 m³/h je Quadratmeter Grundfläche.

(3) Für die Entrauchung von Versammlungsräumen
und sonstigen Aufenthaltsräumen mit mehr als
1.000 m² Grundfläche sowie von Bühnen müssen
Rauchabzugsanlagen vorhanden sein, die so bemessen
sind, dass sie eine raucharme Schicht von mindestens
2,50 m auf allen zu entrauchenden Ebenen, bei Bühnen
jedoch mindestens eine raucharme Schicht von der
Höhe der Bühnenöffnung, ermöglichen.“

12. § 17 wird wie folgt geändert:

12.1 In der Überschrift werden vor dem Wort „Lüftungs-
anlagen“ die Wörter „Heizungsanlagen und“ eingefügt.

12.2 Es wird folgender neuer Absatz 1 eingefügt:

„(1) Heizungsanlagen in Versammlungsstätten müssen
dauerhaft fest eingebaut sein. Sie müssen so angeordnet
sein, dass ausreichende Abstände zu Personen, brenn-
baren Bauprodukten und brennbarem Material ein-
gehalten werden und keine Beeinträchtigung durch
Abgase entstehen.“

12.3 Der bisherige Satz 1 wird Absatz 2. 

12.4 Der bisherige Satz 2 wird gestrichen.

13. In § 19 Absatz 6 wird folgender Satz angefügt:

„Dies gilt nicht für Versammlungsräume mit nicht
mehr als 200 m², deren Fußboden an keiner Stelle mehr
als 5 m unter der Geländeoberfläche liegt.“

14. In § 20 Absatz 4 Satz 2 werden die Wörter „das Erd-
geschoss“ ersetzt durch die Wörter „ein Geschoss mit
Ausgang ins Freie“.

15. § 27 wird wie folgt geändert:

15.1 Absatz 2 wird gestrichen; der bisherige Absatz 3 wird
Absatz 2.
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15.2 Es wird folgender Absatz 3 angefügt:

„(3) Die Anforderungen nach den Absätzen 1 oder 2 gel-
ten nicht, soweit in dem mit den für öffentliche Sicher-
heit oder Ordnung zuständigen Behörden, insbeson-
dere der Polizei, der Feuerwehr und der Rettungs-
dienste, abgestimmten Sicherheitskonzept nachgewiesen
wird, dass abweichende Abschrankungen oder Block-
bildungen unbedenklich sind.“

16. § 29 Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Werden vor Szenenflächen mehr als 5.000 Steh-
plätze für Besucher angeordnet, so sind durch mindes-
tens zwei weitere Abschrankungen vor der Szenen-
fläche nur von den Seiten zugängliche Stehplatzberei-
che zu bilden. Die Abschrankungen müssen von-
einander an den Seiten einen Abstand von jeweils min-
destens 5 m und über die Breite der Szenenfläche einen
Abstand von mindestens 10 m haben.“

17. In § 32 wird folgender Absatz 3 angefügt:

„(3) Ist nach der Art der Veranstaltung die Abschran-
kung der Stehflächen vor Szenenflächen erforderlich,
sind Abschrankungen nach § 29 auch in Versamm-
lungsstätten mit nicht mehr als 5.000 Stehplätzen ein-
zurichten.“

18. In § 33 Absatz 8 werden hinter dem Wort „Scheinwer-
fern“ die Wörter „oder Heizstrahlern“ eingefügt.

19. In § 34 Absatz 2 wird das Wort „Tore“ durch die Wörter
„dichtschließende Abschlüsse aus nicht brennbaren
Baustoffen“ ersetzt. 

20. In § 35 Absatz 2 wird hinter Satz 1 folgender Satz ein-
gefügt: 

„§ 17 Absatz 1 bleibt unberührt.“

21. § 39 wird wie folgt geändert:

21.1 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

21.1.1 In Nummer 1 wird die Textstelle „Halle nach der Ver-
ordnung über die Prüfung zum anerkannten Abschluss
„Geprüfter Meister für Veranstaltungstechnik/Geprüfte
Meisterin für Veranstaltungstechnik“ in den Fachrich-
tungen Bühne/Studio, Beleuchtung, Halle vom 26. Ja-
nuar 1997 (BGBl. I S. 118), zuletzt geändert am 29. Juli
2002 (BGBl. I S. 2904, 2905)“ ersetzt durch die Wörter
„oder Halle“.

21.1.2 In Nummer 3 wird das Wort „Diplomingenieure“
ersetzt durch die Wörter „Hochschulabsolventen mit
berufsqualifizierendem Hochschulabschluss“.

21.1.3 Nummer 4 erhält folgende Fassung: 

„4. technische Bühnen- und Studiofachkräfte, die das
Befähigungszeugnis nach den bis zum Inkrafttreten
dieser Verordnung geltenden Vorschriften erwor-
ben haben oder die Tätigkeit als technische Büh-
nen- und Studiofachkraft ohne Befähigungszeugnis
ausüben durften und in den letzten drei Jahren aus-
geübt haben.“

21.2 Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Gleichwertige Ausbildungen, die in einem anderen
Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem Ver-
tragsstaat des Abkommens über den Europäischen
Wirtschaftsraum erworben und durch einen Ausbil-
dungsnachweis belegt werden, sind entsprechend den
europäischen Richtlinien zur Anerkennung von Berufs-
qualifikationen den in Absatz 1 genannten Ausbildun-
gen gleichgestellt.“

22. § 40 wird wie folgt geändert:
22.1 Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Auf- oder Abbau bühnen-, studio- und beleuch-
tungstechnischer Einrichtungen von Großbühnen oder
Szenenflächen mit mehr als 200 m² Grundfläche oder in
Mehrzweckhallen mit mehr als 5.000 Besucherplätzen,
wesentliche Wartungs- und Instandsetzungsarbeiten an
diesen Einrichtungen und technische Proben müssen
von einem Verantwortlichen für Veranstaltungstechnik
geleitet und beaufsichtigt werden.“

22.2 Absatz 4 wird wie folgt geändert:
22.2.1 Die Textstelle „abgeschlossener Berufsbildung gemäß

der Verordnung über die Berufsausbildung zur Fach-
kraft für Veranstaltungstechnik vom 18. Juli 2002
(BGBl. I S. 2699) und“ wird gestrichen.

22.2.2 Es wird folgender Satz angefügt:
„Die Aufgaben können auch von erfahrenen Bühnen-
handwerkern oder Beleuchtern wahrgenommen wer-
den, die diese Aufgaben nach den bis zum Inkrafttreten
dieser Verordnung geltenden Vorschriften wahrneh-
men durften und in den letzten drei Jahren ausgeübt
haben.“

22.3 Hinter Absatz 4 wird folgender neuer Absatz 5 einge-
fügt:
„(5) Die Anwesenheit nach Absatz 3 ist nicht erforder-
lich, wenn 
1. die Sicherheit und Funktionsfähigkeit der bühnen-,

studio- und beleuchtungstechnischen sowie der
sonstigen technischen Einrichtungen der Versamm-
lungsstätte vom Verantwortlichen für Veranstal-
tungstechnik überprüft wurden, 

2. die Einrichtungen während der Veranstaltung nicht
bewegt oder sonst verändert werden, 

3. von Art oder Ablauf der Veranstaltung keine Gefah-
ren ausgehen können und 

4. die Aufsicht durch eine Fachkraft für Veranstaltung-
stechnik geführt wird, die mit den technischen Ein-
richtungen vertraut ist.

Im Fall des Absatzes 4 können die Aufgaben nach den
Absätzen 1 bis 3 von einer aufsichtführenden Person
wahrgenommen werden, wenn 
1. von Auf- und Abbau sowie dem Betrieb der bühnen-,

studio- und beleuchtungstechnischen Einrichtun-
gen keine Gefahren ausgehen können,

2. von Art oder Ablauf der Veranstaltung keine Gefah-
ren ausgehen können und 

3. die Aufsicht führende Person mit den technischen
Einrichtungen vertraut ist.“

22.4 Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6.
23. In § 43 Absatz 2 Satz 1 wird hinter den Wörtern „zustän-

digen Behörden“ die Textstelle „ , insbesondere der
Polizei, der Feuerwehr und der Rettungsdienste,“ ein-
gefügt.

24. In § 46 Absatz 2 wird hinter dem Wort „Betriebsvor-
schriften“ die Textstelle „des Teils 4 sowie § 10 Absatz 1,
§ 14 Absatz 3 und § 19 Absatz 8“ eingefügt.

25. § 47 wird wie folgt geändert:
25.1 Im Einleitungssatz wird die Zahl „14“ ersetzt durch die

Zahl „17“.
25.2 Hinter Nummer 4 wird folgende neue Nummer 5 ein-

gefügt:
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„5. entgegen § 32 Absatz 3 erforderliche Abschrankun-
gen nicht einrichtet,“.

25.3 Die bisherigen Nummern 5 bis 13 werden Nummern 6
bis 14.

25.4 Die neue Nummer 14 erhält folgende Fassung:

„14. entgegen § 40 Absätze 2 bis 5 in Verbindung mit
§ 38 Absatz 1 als Betreiber, Veranstalter oder
beauftragter Veranstaltungsleiter den Betrieb von
Bühnen oder Szenenflächen zulässt, ohne dass die
erforderlichen Verantwortlichen oder Fachkräfte
für Veranstaltungstechnik, die erfahrenen Büh-
nenhandwerker oder Beleuchter oder die aufsicht-
führenden Personen anwesend sind,“.

25.5 Hinter der neuen Nummer 14 wird folgende neue Num-
mer 15 eingefügt:

„15. entgegen § 40 Absätze 2 bis 5 als Verantwortlicher
oder Fachkraft für Veranstaltungstechnik, als
erfahrener Bühnenhandwerker oder Beleuchter
oder als aufsichtführende Person die Versamm-
lungsstätte während des Betriebes verlässt,“.

25.6 Die bisherigen Nummern 14 bis 18 werden neue Num-
mern 16 bis 20.

26. Anlage 2 Anhang 2 erhält die dieser Verordnung anlie-
gende Fassung.

Gegeben in der Versammlung des Senats,

Hamburg, den 25. September 2007.
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          Anlage zur Verordnung zur 
          Änderung der Versammlungs- 

           stättenverordnung 
 
        „Anlage 2 zur VStättVO  
        - Seite 7 - 
 
Anhang 2 
zum Gastspielprüfbuch   
 Titel der Gastspielveranstaltung 
 
 

Baustoff- und Materialliste 

 
In der Versammlungsstättenverordnung  werden an die zur Verwendung kommenden Baustoffe und Materialien 
brandschutztechnische Anforderungen gestellt. Folgende Mindestanforderungen sind zu erfüllen: 
 

Ort: 
Gegenstand 

Szenenfläche ohne  
automatische 
Feuerlöschanlage 

Szenenfläche mit  
automatischer 
Feuerlöschanlage  

Großbühne  Zuschauerraum und 
Nebenräume  

Foyers 

Szenenpodien: 
Fußboden/Bodenbeläge 

B 2 B 2 B 2 B 2 B 2 

Szenenpodien: 
Unterkonstruktion 

A 1 A 1 A 1 A 1 A 1 

Vorhänge B 1 B 1 B 1 - - 

Ausstattungen B 1 B 2 B 2 - - 

Requisiten B 2 B 2 B 2 - - 

Ausschmückungen B 1 B 1 B 1 B 1 B 1 

 
Erläuterungen: 
 
Nach DIN 4102 Teil 1 gelten für Baustoffe folgende Bezeichnungen: 
 
nicht brennbare Baustoffe: A 1 

nicht brennbare Baustoffe mit brennbaren Bestandteilen: A 2 

schwer entflammbare Baustoffe: B 1 

normal entflammbare Baustoffe: B 2 

 

Soweit die eingesetzten Materialien keine Baustoffe sind, werden die Bezeichnungen entsprechend den für 
Baustoffe geltenden Klassifizierungen verwendet.  
 
Ort bezeichnet den Einsatzort des Baustoffes oder Materials: 
B       = Bühne 
S       = Szenenfläche 
SmF  = Szenenfläche mit automatischer Feuerlöschanlage  
SoL   = Szenenfläche ohne automatischer Feuerlöschanlage  
Z       = Zuschauerraum (bei Versammlungsstätten mit Bühnenhaus) 
V       = Versammlungsraum  
F       = Foyer 
 
Für Baustoffe und Materialien sind die Verwendungsnachweise nach den §§ 20 bis 22b HBauO zu führen. Für 
Textilien und Möbel können gleichwertige Klassifizierungen nach den dafür geltenden DIN-Normen 
nachgewiesen werden. 
 
Ist das Material nach DIN 4102-1 geprüft und klassifiziert, so wird das Brandverhalten mit dem (allgemeinen 
bauaufsichtlichen) Prüfzeugnis nachgewiesen. Ansonsten ist das Material mit einem dafür durch allgemeines 
bauaufsichtliches Prüfzeugnis zugelassenen Feuerschutzmittel zu behandeln, durch das die Zuordnung zu einer 
angestrebten Baustoffklasse erreicht werden kann. 
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 Anlage 2 zur VStättVO 
- Seite 8 - 
(noch Anhang 2) 
zum Gastspielprüfbuch   
 Titel der Gastspielveranstaltung 
 
Zur Verwendung kommen folgende Baustoffe und Materialien

∗)
:  

 
Baustoff oder Material Feuerschutz 

lfd. 
Nr. 

Beschreibung Baustoff-
klasse  
A 1, A 2, B 
1, B 2 

Ort Klassifizie
rung nach 
DIN/Prüf-
zeichen 

Feuerschutz
mittel/ 
Prüfzeichen 

damit 
erreichte 
Baustoff-
klasse 

aufge-
bracht am 

        

        

        

        

        

        

        

        

        

        

        

        

        

        

        

        

        

        

        

        

        

        
 

                                                           
∗)  ggf. weitere Seiten anfügen“ 
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A r t i k e l  1

Die Verordnung über den Nachweis ordnungsgemäßer
Ausführung von Asbestsanierungen sowie Abbrucharbeiten
vom 25. Juli 1989 (HmbGVBl. S. 166) in der geltenden Fassung
wird aufgehoben.

A r t i k e l  2

Die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verordnung
für die Prüfgebiete 1 (Probenahme für Asbestfasermessungen
in Räumen) und 2 (Auswertung von Messproben in Räumen
mit dem Rasterelektronenmikroskop) anerkannten Sachver-
ständigen gelten als akkreditiertes Messinstitut im Sinne
von § 18 Absatz 4 der Bauvorlagenverordnung vom 31. Januar
2006 (HmbGVBl. S. 71), geändert am 25. September 2007
(HmbGVBl. S. 337).

A r t i k e l  3

Die Baugebührenordnung vom 23. Mai 2006 (HmbGVBl.
S. 261), zuletzt geändert am 3. Juli 2007 (HmbGVBl. S. 192),
wird wie folgt geändert:
1. § 1 Absatz 1 Nummer 7 wird gestrichen.
2. Nummer 8.4 der Anlage 1 wird gestrichen.

Gegeben in der Versammlung des Senats,

Hamburg, den 25. September 2007.

Verordnung
zur Aufhebung der Verordnung

über den Nachweis ordnungsgemäßer Ausführung von Asbestsanierungen
sowie Abbrucharbeiten

Vom 25. September 2007

Auf Grund von § 81 Absatz 1 Nummer 4 sowie Absätze 5, 6,
8 und 9 der Hamburgischen Bauordnung vom 14. Dezember
2005 (HmbGVBl. S. 525, 563), geändert am 11. April 2006
(HmbGVBl. S. 157), und § 2 des Gebührengesetzes vom
5. März 1986 (HmbGVBl. S. 37), zuletzt geändert am 11. Juli
2007 (HmbGVBl. S. 236), wird verordnet:
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§ 1

Änderung des Hamburgischen Besoldungsgesetzes

In Anlage 1 des Hamburgischen Besoldungsgesetzes in der
Fassung vom 22. Mai 1978 (HmbGVBl. S. 169, 203), zuletzt
geändert am 22. Dezember 2006 (HmbGVBl. S. 614, 624), wird
die Landesbesoldungsordnung A wie folgt geändert:

1. Der Text zur Besoldungsgruppe 13 wird wie folgt geändert:

a) Bei der Amtsbezeichnung Konrektor wird im zweiten
Zusatz die Zahl „720“ durch die Zahl „540“ ersetzt.

b) Im Zusatz zur Amtsbezeichnung Rektor an einer
Gesamtschule wird die Fußnote 3 durch die Fußnote 2
ersetzt.

c) Der Punkt am Ende wird durch ein Komma ersetzt und
folgende Textstelle angefügt:

„Zweiter Konrektor – an einer Grund- und Hauptschule
mit Realschule, Hauptschule mit Realschule oder Grund-
schule mit Realschule mit mehr als 540 bis zu 720
Schülern – 2).“

d) Fußnote 2 wird gestrichen.
e) Fußnote 3 wird neue Fußnote 2.

2. Der Text zur Besoldungsgruppe 14 wird wie folgt geändert:

a) Hinter der Amtsbezeichnung Konrektor wird der Zusatz
„– als der ständige Vertreter des Leiters einer Grund- und
Hauptschule mit Realschule, Hauptschule mit Real-
schule oder Grundschule mit Realschule mit mehr als
540 bis zu 720 Schülern –,“ eingefügt und im zweiten
Zusatz die Fußnote 2 eingefügt.

b) Hinter den Einträgen zur Amtsbezeichnung Konrektor
wird folgende Textstelle eingefügt:
„Zweiter Konrektor – an einer Grund- und Hauptschule
mit Realschule, Hauptschule mit Realschule oder Grund-
schule mit Realschule mit mehr als 720 Schülern –,“.

§ 2
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. August 2007 in
Kraft.

Zehntes Gesetz
zur Änderung des Hamburgischen Besoldungsgesetzes

Vom 2. Oktober 2007

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft beschlossene Gesetz:

Ausgefertigt Hamburg, den 2. Oktober 2007.

Der Senat


